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ten nicht bis zum Ablauf der in § 126 Abs. 2 AGB festgelegten 
Frist, erlischt sein Anspruch. Weitere Überzahlungen in der 
Folgezeit können dann nur innerhalb von jeweils zwei Mona­
ten nach dem Tag der Auszahlung geltend gemacht werden.

Ist der fehlerhaft berechnete oder unrichtig ausgezahlte 
Betrag je Monat erheblich und dadurch für den Werktätigen 
offensichtlich, informiert er aber den Betrieb erst nach Ab­
lauf einer Frist von zwei Monaten nach der Auszahlung des 
überhöhten Betrags, obwohl er von Anfang an die Überzah­
lung hätte erkennen müssen, ist wegen des außerhalb 
der Zwei-Monats-Frist liegenden Betrags die Begründetheit 
eines Rückforderungsanspruchs gemäß § 126 Abs. 3 AGB zu 
prüfen.

Sofern die Überzahlung nicht durch ihre Höhe je Monat, 
sondern durch die Dauer der Zahlung eines dem Werktätigen 
rechtlich nicht zustehenden Betrages Erheblichkeit erlangt 
und hierdurch für ihn offensichtlich wird, ist im Streitfall ggf. 
zu prüfen, ob unter Berücksichtigung aller Umstände eine 
dem Betrieb erteilte Information zu dem für den Werktäti­
gen frühestmöglichen Zeitpunkt erfolgt ist. Trifft dies nicht 
zu, könnte auch hier für die zurückliegenden Zahlungen die 
Anwendung der längeren Geltendmachungsfrist gemäß 
§126 Abs. 3 AGB in Betracht kommen.

Die Klägerin hat nach dem Erkennen der wahrscheinlichen 
Überzahlung den Betrieb unverzüglich informiert. Damit war 
die Verklagte in die Lage versetzt, entsprechende Prüfungen 
anzustellen und rechtzeitig Schritte zur Bereinigung der 
Überzahlung einzuleiten. Daß sie das nicht sorgfältig 
getan hat, geht nicht zu Lasten der Klägerin. Der Hinweis 
des Kreisgerichts, sie hätte keine schriftliche Mitteilung über 
eine Gehaltserhöhung erhalten und sich deshalb nicht auf die 
gegebene Auskunft' verlassen dürfen, stellt an die Klägerin 
Forderungen, die keine Grundlage im Gesetz haben. Unzu­
treffend ist auch die Auffassung, die Klägerin habe ihre 
Information nicht der zuständigen Stelle im Betrieb mitge­
teilt, zumal betriebliche Regelungen für derartige Fälle gar 
nicht bestanden.

Nach allem durfte das Bezirksgericht die Berufung der 
Klägerin gegen das Urteil des Kreisgerichts nicht als offen­
sichtlich unbegründet ab weisen, sondern hätte die dem Urteil 
anhaftenden Mängel in der Rechtsanwendung korrigieren 
müssen.

Nach Aufhebung des mit § 126 Abs. 3 AGB nicht in Ein­
klang stehenden Beschlusses des Bezirksgerichts hatte der 
Senat auf der Grundlage des ausreichend festgestellten Sach­
verhalts über die Berufung der Klägerin selbst zu befinden 
und in der Sache abschließend zu entscheiden (§ 162 Abs. 1 
Satz 1 ZPO).

Im Interesse des Schutzes und der Sicherung des soziali­
stischen Eigentums sollte der Betrieb nunmehr die materielle 
Verantwortlichkeit der Mitarbeiter prüfen, soweit sie durch 
schuldhafte Verletzung ihrer Pflichten die Überzahlung 
herbeigeführt und nach ihrem Bekanntwerden keine recht­
zeitigen Schritte zur Regelung eingeleitet-haben.

§§ 260, 261 Abs. 1 AGB.
Ein Leiter, der die Weisung erteilt, Arbeiten unter Bedin­
gungen auszuführen, die der vorgescbriebenen Technologie 
nicht entsprechen, ist materiell verantwortlich, wenn dem 
Betrieb durch sich daraus ergebende Qualitätsmangel ein 
Schaden in Form von Preisminderungen entsteht.
KrG Wolgast, Urteil vom 2. September 1983 — A 29/83.

Der Verklagte hat beim Kläger seit vielen Jahren verantwor­
tungsvolle Funktionen ausgeübt, besitzt umfangreiche Be­
rufeerfahrung und ist gegenwärtig als Produktionsdirektor 
tätig.

In der Zeit ѵощ 23. Februar bis 2. März 1983 wurden auf 
Weisung des Verklagten’Konservderungs- und Anstricharbei­
ten an den vom Betrieb hergestellten Erzeugnissen vorge­
nommen, wobei der letzte Anstrich Qualitätsmängel aufwies. 
Das führte zu Preisminderungen und Garantieverpflichtun­
gen des Klägers.

Der Kläger machte vor der Konfliktkommission die mate­
rielle Verantwortlichkeit des Verklagten geltend. Die Kon­
fliktkommission wies den Antrag ab.

Gegen diesen Beschluß hat der Staatsanwalt Einspruch

eingelegt, den er damit begründete, daß der Verklagte mit sei­
ner Leitungsentscheidung schuldhaft gegen seine Arbeits­
pflichten verstoßen und dadurch dem Betrieb einen Schaden 
zugefügt habe.

Der Kläger hat beantragt, den Verklagten unter Aufhe­
bung des Beschlusses der Konfliktkommission zur materiel­
len Verantwortlichkeit in Höhe seines monatlichen Tarif­
lohns zu verurteilen.

Der Verklagte hat beantragt, den Beschluß der Konflikt­
kommission zu bestätigen.

Auf den Einspruch des Staatsanwalts war der Beschluß 
der Konfliktkommission aufzuheben. Der Antrag des Klä­
gers auf Verurteilung des Verklagten zur materiellen Verant­
wortlichkeit hatte teilweise Erfolg.

Aus der Begründung:
Rechtliche Grundlage für die Entscheidung sind die §§ 260, 
261 Abs. 2 AGB. In der mündlichen Verhandlung wurde er­
wiesen, daß der Verklagte, ihm obliegende Arbeitspflichten 
verletzt hat. Die Arbeitspflicht des Verklagten zur Leistung 
von Qualitätsarbeit stellt sich im konkreten Fall als Rechts­
pflicht zur Beachtung der für diese Arbeiten verbindlichen 
Technologie dar. Unter Ziff. 4 dieser Technologie wird darauf 
verwiesen, daß eine Luftfeuchtigkeit von über 85 Prozent die 
Anstrichqualität beeinträchtigen und zu schweren Anstrich­
schäden führen kann. Deshalb ist festgelegt, daß beim Auf­
treten einer solchen Luftfeuchtigkeit die Anstricharbeiten 
sofort einzustellen sind.

Bei den Konservierungsarbeiten in der Zeit vom 23. Fe­
bruar bis 2. März 1983 lag die Luftfeuchtigkeit erheblich über 
den als zulässig angegebenen Werten. Weiterhin wurde fest­
gestellt, daß der Verklagte trotz Kenntnis der technologischen 
Anforderungen und der an diesen Tagen herrschenden un­
günstigen Witterungsbedingungen unter Verletzung seiner 
Arbeitspflicht die Weisung zum letzten Anstrich erteilt hatte. 
Das war eine vorsätzliche Arbeitspflichtverletzung gemäß 
§ 252 Abs. 4 AGB.

Wegen Verletzung der Qualitätsparameter aus Mißachtung 
der Technologie wurde bei der Abnahme des Produkts durch 
den Auftraggeber eine Preisminderung festgelegt. Diese Preis­
minderung stellt sich für den Kläger als Schaden im Sinne 
des Gesetzes dar. Ausgehend von den getroffenen Sachfest- 
stellungen war der Kausalzusammenhang zwischen der ar­
beitspflichtwidrigen Weisung des Verklagten und dem Ein­
tritt des Schadens als erwiesen anzusehen.

Der Verklagte hat den Schaden fahrlässig verursacht. Er 
handelte in der Überzeugung, daß kein Schaden eintreten 
werde, weil er damit rechnete, daß auch unter den gegebenen 
ungünstigen Witterungsbedingungen noch ein qualitätsgerech­
ter Anstrich erreicht werden könnte.

Unbestritten hat der Verklagte in guter Absicht die Aus­
führung der Anstricharbeiten entgegen der Technologie 
angewiesen, um den Produktionsablauf nicht zu stören, die 
Auslieferungstermine einzuhalten und die Planerfüllung zu 
sichern. Dabei ist jedoch darauf hinzuweisen, daß der Plan 
vor allem mit termin- und qualitätsgerechter Arbeit zu er­
füllen ist. Dazu gehört u. a. auch die Einhaltung einer ver­
bindlichen Technologie.

Gemäß § 253 AGB hat das Gericht die materielle Verant­
wortlichkeit des Verklagten entgegen dem Antrag des Klä­
gers auf einen Betrag unter seinem monatlichen Tariflohn, 
und zwar auf 1 ООО M, festgesetzt. Neben dem bisherigen posi­
tiven Verhalten des Verklagten vor und auch nach der Ar­
beitspflichtverletzung waren die festgestellten Umstände, ins­
besondere die Art und Weise des Zustandekommens der 
pflichtverletzenden Weisung, und der Grad der Schuld des 
Verklagten dafür maßgeblich.
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§ 34 FGB.
1. Bei der Entscheidung über die Ehewohnang nach Ehe­
scheidung ist eine Stellungnahme des AWG-Vorstands durch 
das Gericht nur dann einzuholen, wenn sich aus den Erklä­
rungen der Prozeßparteien oder weiteren Umständen ergibt,


